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1. Wichtige Begriffe rund um Sterilisation  
Erklärungen von Constanze Busch, Ramona Arzberger, Sandra Schmidhofer, Clara 

Porak  

Sterilisation  
Eine Sterilisation ist eine Operation.  

Das bedeutet: Ärzt*innen schneiden in den Körper von einer Person.  

Bei Menschen mit einer Gebär-Mutter werden zum Beispiel die Ei-Leiter 
durchtrennt oder entfernt.  

Eileiter sind wichtige Körperteile, damit man Kinder bekommen kann.  

Nach einer Sterilisation kann man normaler-weise nicht mehr durch Sex 
schwanger werden.  

Diese Operation ist nicht einfach rückgängig zu machen.  

Aber: Menschen, die sterilisiert wurden, können manchmal trotzdem Kinder 
bekommen. 

Sie können mit ihren Ärzt*innen darüber sprechen, welche Möglichkeiten es gibt.  

Sex  
Sex ist zum Beispiel: 

Sich ku ssen und streicheln. 

Fu r Sex kann man 

unterschiedliche Ko rper-Teile verwenden. 

Zum Beispiel die Ha nde oder den Mund. 

Zum Sex verwendet man auch Ko rper-Teile, 
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die sonst fast nie jemand sieht: 

Die Geschlechts-Teile. 

Die Geschlechts-Teile heißen 

zum Beispiel Vulva oder Penis. 

Man kann alleine Sex haben 

oder mit einer anderen Person. 

Ein Mensch mit Vulva und ein Mensch mit Penis ko nnen zusammen Sex haben. 

Oder zwei Menschen mit Vulva. 

Oder zwei Menschen mit Penis. 

Sex kann ganz unterschiedlich sein. 

Man kann den Penis in eine Vulva stecken. 

Man kann eine Vulva lecken. 

Man kann mit den Fingern 

einen Penis oder eine Vulva beru hren. 

Man kann auch die eigenen Geschlechts-Teile beru hren. Die meisten Menschen 

finden: 

Sex fu hlt sich gut an. 
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Sex alleine heißt: Selbst-Befriedigung. 

Viele Menschen haben dabei scho ne Gefu hle. 

Sie streicheln sich selbst. 

Zum Beispiel: 

Eine Person mit Penis streichelt ihren Penis. 

Eine Person mit Vulva streichelt ihre Bru ste und reibt ihre Vulva. Jeder Mensch 

kann ausprobieren, was sich gut anfu hlt. 

Man kann auch ohne Verliebt-Sein Sex haben, 

um Spaß zu haben. 

Sexualisierte Gewalt  
Sexualisierte Gewalt ist eine Form von Gewalt.  

Gewalt tut Menschen weh.  

Sexualisierte Gewalt ist nicht Sex.  

Sex geht nur zwischen Menschen, 

die zusammen Sex haben wollen. 

Sex geht nur zwischen Menschen, 

die vorher zum Sex ja gesagt haben. 
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Es ist nicht erlaubt, 

Menschen zum Sex zu zwingen. 

Es ist nicht erlaubt, 

Menschen zum Sex zu u berreden.  

Zum Sex zwingen nennt man: Sexualisierte Gewalt. 

Verhu tung  
Wenn eine Person mit Penis und eine Person mit Vulva Sex haben, kann die 

Person mit Vulva schwanger werden. 

Es ko nnen Samen aus dem Penis kommen. Durch die Samen kann die Person mit 

Vulva schwanger werden. Man muss aber nicht schwanger werden. Es gibt einen 

Schutz. 

Der Schutz heißt: Verhu tung. Deshalb ist es wichtig, sich vor dem Sex Infos u ber 

Verhu tung zu holen. 

Verhu tung ist zum Beispiel: ein Kondom verwenden. 

Ein Kondom ist ein Stu ck Gummi oder Kunst-Stoff, 

das man u ber den Penis zieht. 

Dann bleibt der Samen im Kondom. 
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Es gibt auch Krankheiten, 

mit denen man sich beim Sex anstecken kann. 

Ein Kondom schu tzt auch vor Krankheiten. 

Deshalb ist es gut, ein Kondom zu verwenden. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention  
Die UN-Behindertenrechtskonvention ist ein Vertrag von den Vereinten Nationen. 

Viele Länder auf der ganzen Welt haben den Vertrag unterschrieben.  

Die Konvention sagt: Menschen mit Behinderungen haben die gleichen Rechte 

wie alle anderen Menschen. 

Das bedeutet zum Beispiel: 

• Sie du rfen nicht schlechter behandelt werden. 

• Sie du rfen zur Schule gehen und lernen. 

• Sie du rfen arbeiten. 

• Sie du rfen selbst entscheiden, wie sie leben mo chten. 

• Sie sollen u berall mitmachen ko nnen (z. B. in der Schule, bei der Arbeit 

oder in der Freizeit). 

Was die La nder machen mu ssen 
Länder, die diesen Vertrag unterschreiben, müssen: 

• Barrieren abbauen (z. B. Rampen statt nur Treppen) 

• Gleiche Chancen schaffen 

• Menschen mit Behinderungen unterstu tzen 

Viele Länder machen diese Dinge aber noch nicht gut genug. Zum Beispiel 

Deutschland und Österreich.  
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Rechtliche Betreuung  
Rechtliche Betreuung gibt es in Deutschland. Eine rechtliche Betreuung bedeutet: 

Eine Person bekommt Hilfe bei wichtigen Entscheidungen, wenn sie diese nicht 

mehr alleine gut treffen kann. In Deutschland nennt man diese Hilfe: Rechtliche 

Betreuung. In anderen Ländern gibt es andere Namen dafür. 

Rechtliche Betreuung bekommt man zum Beispiel wegen: 

• Krankheit 

• Behinderung 

• Demenz 

• Psychischen Problemen 

Die betreuende Person hilft dann bei Dingen wie: 

• Geld und Rechnungen 

• Beho rden und Antra ge 

• Medizinische Entscheidungen 

• Vertra ge 

Wichtig: 

Die betroffene Person soll so viel wie möglich selbst entscheiden. Betreuung ist 

nur Unterstützung, nicht vollständige Kontrolle. 

Erwachsenen-Vertretung 
In Österreich heißt die rechtliche Betreuung Erwachsenen-Vertretung. Sie wird 

verwendet, wenn ein Erwachsener wichtige Entscheidungen nicht mehr gut 

alleine entscheiden kann. Es gibt vier Arten: 

1. Vorsorge-Vollmacht 

a. Die Person schreibt auf, wer spa ter helfen soll. Wenn es notwendig 

wird. Zum Beispiel: „Wenn ich einmal krank werde, soll sich meine 

Tochter um mein Geld ku mmern.”  
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2. Gewa hlte Erwachsenen-Vertretung 

a. Die Person kann noch entscheiden, braucht aber Unterstu tzung. 

Sie wa hlt selbst eine Vertrauensperson. 

Zum Beispiel: 

▪ Partner*in 

▪ Freund*in 

▪ Familienmitglied 

3. Gesetzliche Erwachsenen-Vertretung 

a. Ein naher Angeho riger u bernimmt die Vertretung. 

Zum Beispiel: 

▪ Eltern 

▪ Kinder 

▪ Ehepartner*in 

Das geht nur, wenn die Person nicht mehr selbst entscheiden kann. 

4. Gerichtliche Erwachsenen-Vertretung 

a. Wenn niemand aus der Familie helfen kann, entscheidet ein Gericht. 

Das Gericht bestimmt dann eine Person, die hilft. 

Wichtig:  

▪ Die Hilfe soll nur so viel wie no tig sein. 

▪ Die Rechte der betroffenen Person bleiben so weit wie 

mo glich erhalten. 

Gyna kolog*in  
Gynäkolog*innen sind Ärzt*innen.  

Sie kümmern sich um die Körper von Menschen mit Gebärmutter.  

Das sind oft: Frauen und Mädchen. Deshalb sagen manche auch Frauen-Ärzt*in 

dazu. 
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Sie untersuchen zum Beispiel die Gebärmutter, Eierstöcke und die Brust. 

Man geht zu ihnen bei Fragen zur Periode, Verhütung oder Schwangerschaft. 

Sie helfen auch, Krankheiten früh zu erkennen. 

Eltern-Assistenz und begleitete Elternschaft 
Für Eltern mit Behinderungen gibt es mehrere Möglichkeiten, sich Unterstützung 

zu holen. 

Eltern-Assistenz 

Eltern-Assistenz ist Hilfe für Eltern mit einer körperlichen oder Sinnes-

Behinderung. Die Hilfe unterstützt die Eltern im Alltag mit ihrem Kind. Die Eltern 

entscheiden selbst: 

• Wer ihnen hilft 

• Wann sie Hilfe brauchen 

• Wie viel Hilfe sie bekommen 

Die Eltern erziehen ihr Kind selbst. 

Beispiele für Hilfe: 

• Hilfe bei der Pflege und Versorgung des Kindes 

• Begleitung zu Terminen oder nach draußen 

• Betreuung des Kindes, wenn ein Elternteil zu einer Therapie muss 

Eltern-Assistenz ist nicht dasselbe wie Persönliche Assistenz. 

Persönliche Assistenz hilft den Eltern bei ihrem eigenen Leben, nicht speziell mit 

ihrem Kind. 

Begleitete Elternschaft 

Begleitete Elternschaft ist ein Angebot für Eltern mit Lernschwierigkeiten oder 

psychischen Behinderungen. Die Eltern bekommen Unterstützung bei der 

Erziehung ihres Kindes.  
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Zum Beispiel: 

• Beratung und Anleitung 

• Begleitung im Alltag mit dem Kind 

• Hilfe zu verstehen, was das Kind braucht 

Das Ziel ist: 

• Eltern und Kind sollen zusammen leben ko nnen 

• die Familie soll eine gute Zukunft haben 

• und das Kind soll gut versorgt sein. 
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2. Unsere wichtigsten Recherche-Ergebnisse  

2.1. (Zwangs-)Sterilisation von Menschen mit Behinderungen 

passiert noch immer 
In mindestens 12 EU-Staaten ist die Sterilisation von Menschen mit 

Behinderungen ohne ihre eindeutige Einwilligung bis heute erlaubt: Bulgarien, 

Kroatien, Zypern, Tschechien, Dänemark, Estland, Finnland, Ungarn, Lettland, 

Litauen, Portugal, Slowakei. 

In diesen Ländern dürfen Vormund, gesetzliche Vertretung, Betreuer*innen oder 

Ärzt*innen für Menschen mit Behinderungen einer Sterilisation zustimmen. Auch 

wenn die Person mit Behinderungen nicht selbst zugestimmt hat. 

Teilweise ist sogar die Sterilisation von Minderjährigen erlaubt. In Portugal, 

Tschechien und Ungarn.1 

Zwangs-Sterilisation von Menschen mit Behinderungen ist in Österreich und 

Deutschland verboten – aber trotzdem werden manchmal Menschen mit 

Behinderungen sterilisiert, ohne dass sie das selbst-bestimmt entscheiden. 

Bei einer Befragung in Wohn-Einrichtungen in Deutschland aus 2024 sagen 11 % 

der Frauen , dass sie sterilisiert sind. In Österreich sagen bei einer Befragung aus 

2019, 17 % der Frauen in Einrichtungen: Ich bin sterilisiert. 8 % der befragten 

Frauen sagen: Sie wissen nicht, ob sie sterilisiert sind oder nicht.2 

In Deutschland geben bei der Befragung weniger als die Hälfte der sterilisierten 

Frauen (46 %) an, dass sie selbst-bestimmt entschieden haben. Andere sagen: Sie 

wurden beeinflusst. Zum Beispiel von Ärzt*innen oder Angehörigen.3 

In Österreich ist das noch deutlicher ausgefallen. Da gaben nur 18% der 

sterilisierten Personen an, die Operation zur Sterilisation selbst gewollt zu haben. 

 

1  EDF Forced Sterilisation EU (Report von 2022 nicht aktuell, Malta hat 2024 verboten) 
2 BMASGK (2019): Erfahrungen und Prävention von Gewalt an Menschen mit Behinderungen 
3  BMAS (2024): Gewalt und Gewaltschutz in Einrichtungen der Behindertenhilfe: S. 59. 

https://www.edf-feph.org/end-forced-sterilisation-in-the-eu/
https://www.uibk.ac.at/media/filer_public/7c/00/7c00a5c5-b74e-43f8-baf3-eda23eebd180/mayrhofer_et_al_2019_gewalt_an_menschen_mit_behinderungen_endbericht.pdf
https://www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Forschungsberichte/fb639-gewalt-und-gewaltschutz-in-einrichtungen-der-behindertenhilfe.html
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Nur 5 von 28 Menschen (Frauen und Männer) sagten, dass sie das selbst gewollt 

haben.4 

Dabei haben Deutschland und Österreich eigentlich Gesetze, die Menschen mit 

Behinderungen vor Sterilisationen ohne ihre eindeutige Einwilligung schützen 

sollen.  

Aber auch die Vereinten Nationen (kurz UN) sehen bei den Staaten-Prüfungen 

2023 sowohl in Österreich als auch in Deutschland Handlungs-Bedarf in Sachen 

Sterilisation und Verhütung. Sie sagen: Es gibt Berichte, wonach Menschen ohne 

ihre selbstbestimmte Entscheidung sterilisiert worden sind oder dass Menschen 

ohne ihre Einwilligung verhütet werden. Und sie sagen auch: Es müssen mehr 

Daten erhoben werden.  

Die UN-Staatenprüfung von Österreich im Jahr 2023 ergab:   

„Schutz der Unversehrtheit der Person (Art. 17) 41.  

Der Ausschuss ist besorgt über Berichte, wonach  

a. im Vertragsstaat Sterilisationen von Frauen und Ma dchen mit Behinderungen 

ohne ihre Einwilligung und offensichtlich außerhalb der Grenzen der §§ 253-

255 ABGB, stattgefunden haben;  

b. Frauen und Ma dchen mit Behinderungen ohne ihre Einwilligung oder sogar 

ohne ihr Wissen Verhu tungsmittel verabreicht werden, insbesondere in 

Einrichtungen. 

42. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat,  

a. das Sterilisationsverbot nach § 255 ABGB strikt durchzusetzen, barrierefrei 

zuga ngliche Informationen u ber sexuelle Selbstbestimmung bereitzustellen, 

Daten zu im Vertragsstaat durchgefu hrten Sterilisationen zu erheben, 

aufgeschlu sselt nach biologischem Geschlecht, sozialem Geschlecht, Alter, 

 

4 Gewalt-Studie Österreich (2019), S. 284  

https://drive.google.com/drive/folders/1ZaKBKGwOPrMKQAsf4DC0OT6buYqLnebn
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angewandtem Verfahren und Ört des Eingriffs, und medizinisches Personal in 

den gesetzlichen Anforderungen zu schulen;  

b. medizinische Maßnahmen zur Verhinderung der Fortpflanzung bei Menschen 

mit Behinderungen ohne ihre perso nliche Einwilligung ausdru cklich zu 

verbieten und dieses Verbot durchzusetzen.”5 

 

Die UN-Staatenprüfung von Deutschland 2023 ergab:   

„Schutz der Unversehrtheit der Person (Art. 17)  

37. Der Ausschuss ist besorgt über  

a. das Fortbestehen erzwungener und abgeno tigter Sterilisationen von Frauen 

und Ma dchen mit Behinderungen;  

b. die Praxis der erzwungenen und abgeno tigten Empfa ngnisverhu tung und die 

damit verbundenen scha dlichen Nebenwirkungen sowie erzwungene und 

abgeno tigte Abtreibungen in Einrichtungen.  

38. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, alle gesetzgeberischen, verwal-

tungsmäßigen und gerichtlichen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, 

um  

a. die Sterilisation von Frauen und Ma dchen mit Behinderungen ohne deren freie 

Einwilligung in Kenntnis der Sachlage zu verbieten, auch die Sterilisation auf 

der Grundlage einer ersetzenden Einwilligung oder einer 

Gerichtsentscheidung;  

b. alle Formen der Empfa ngnisverhu tung und des Schwangerschaftsabbruchs 

ohne freie Einwilligung der betroffenen Person in Kenntnis der Sachlage, ein-

schließlich Zwangspraktiken, zu verbieten.“ 6 

UN-Prüfer Markus Schefer sagt andererseits gegenüber:  

 

5 Staatenprüfung Ö 2023 
6  Staatenprüfung 2023 DE, S.11 

https://www.behindertenrat.at/wp-content/uploads/2023/10/UN-BRK_Abschliessende_Bemerkungen_2023.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/crpd-abschliessende-bemerkungen-zum-kombinierten-zweiten-und-dritten-periodischen-bericht-deutschlands
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„Im Rahmen der Staaten-Prüfung ist deutlich geworden, dass fragwürdige 

Sterilisations-Praktiken nach wie vor bestehen. Dass Menschen mit 

Behinderungen sterilisiert werden, ohne dass sie ihre freie, umfassende, 

persönliche Einwilligung gegeben haben und dass hier entsprechend noch 

erheblicher Handlungsbedarf besteht.” 

Menschen mit Behinderungen werden also manchmal noch immer sterilisiert – 

ohne dass sie das selbst-bestimmt entscheiden. Das hat vor allem die folgenden 

Gründe:  

2.2. A rzt*innen kennen das Recht nicht gut genug 
Ärzt*innen kennen das Recht nicht gut genug: Sie denken manchmal, auch 

rechtliche Betreuer*innen und Erwachsenen-Vertreter*innen können 

Sterilisationen von Menschen mit Behinderungen entscheiden. Woher wissen wir 

das? 

• Aus einigen Telefonaten und Hintergrund-Gespra chen mit 

Gyna kolog*innen in diesem Bereich. Und wir haben einige Krankenha user 

angefragt.  

• Aussagen bei Interviews, wie zum Beispiel Johannes Ött. Er ist Arzt am 

AKH in Wien. Er sagt zu andererseits:  

“Prinzipiell ist das übliche Vorgehen so, dass man das mit der 

Erwachsenenvertretung bespricht und ich glaube, das ist auch für die meisten 

Kolleginnen und Kollegen das Vorgehen, das sie so gelernt haben. Und ich glaube, 

dass die Bewusstheit darüber, dass man hier zum Teil auch Gerichte einschalten 

muss, relativ gering ist. Offensichtlich, und das habe ich auch erst jetzt gelernt, ist 

das eine Notwendigkeit, schon seit vielen Jahren. Und ich glaube, das ist etwas, 

was man den Leuten mehr bewusst machen muss und den Fortbildungen 

wahrscheinlich auch wird anbieten müssen.” 

• Der Fall Straubing:  

In Straubing in Bayern soll eine Frau Anfang 30 mit Trisomie 21 ohne ihre 

Einwilligung sterilisiert worden sein. Entschieden haben sollen das ihre Eltern. 

Die Eltern und die Ober-Ärztin, die die Sterilisation durchgeführt hat, sind wegen 

schwerer Körper-Verletzung angeklagt. andererseits hat beim Krankenhaus, in 
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dem die Sterilisation gemacht wurde, nachgefragt: Kann es wirklich sein, dass die 

Ärzt*innen das Recht nicht kannte.  

Das St. Elisabeth Straubing sagt in einer Stellungnahme:  

„Den Beteiligten war nicht bekannt, dass gemäß Betreuungsrecht für die 

Entscheidung über die Einwilligung in diesen Eingriff eines Betreuten nicht deren 

Betreuerenden (sic!) zuständig sind, sondern ein besonderer 

Sterilisationsbetreuer zu bestellen ist und dessen Einwilligung der Genehmigung 

des Betreuungsgerichts bedarf.“ 

2.3. Fehlende Informationen fu r und u ber Menschen mit 

Behinderungen   
Menschen mit Behinderungen fehlen oft die Informationen, die sie für eine selbst-

bestimmte Entscheidung für oder gegen eine Sterilisation brauchen.  

Es gibt kaum Informationen in Einfacher und Leichter Sprache. Es gibt kaum 

barrierefreie Infos. Das gilt nicht nur für das Thema Sterilisation, sondern auch 

für Sexualität, (sexuelle) Gesundheit, sexualisierte Gewalt und Verhütung.  

Das hat auch mit 3 größeren Problemen zu tun: Es fehlt an Barrierefreiheit in der 

medizinischen Versorgung, an Aufklärung zu Sexualität insgesamt und an Schutz 

vor sexualisierter Gewalt. Diese Probleme machen es noch schwerer, offen über 

Sterilisation zu sprechen. 

2.3.1. Fehlende Barrierefreiheit in der Medizinischen Versorgung 

Medizinische Versorgung ist für Menschen mit Behinderungen schlecht 

zugänglich. Es fehlt an Wissen über Menschen mit Behinderungen und 

medizinischer Versorgung für Menschen mit Behinderungen. 
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Im Jahr 2025 sagt die Bundes-Regierung in Deutschland: Rund 36.000 von 

100.000 Praxen in Deutschland erfüllen mindestens ein Merkmal der Barriere-

Freiheit. Für wen sie wirklich barrierefrei sind, ist unklar.7 

In Deutschland gibt es kein allgemeines Register, in dem man nach barriere-

freien Praxen suchen kann. Aber die Bundes-Regierung hat vor kurzem ein Gesetz 

gemacht. Das schreibt vor, dass alle Kassenärztlichen Vereinigungen (also 

Kassen-Praxen), im Internet über den barrierefreien Zugang zur Versorgung für 

Menschen mit Behinderungen informieren müssen.8 

In Österreich gibt es die Suchmaschine „www.arztbarrierefrei.at“ mit mehr als 

4.090 Praxen (Stand: März 2026). Hier können Menschen mit Körper-

Behinderungen, etwa mit Mobilitäts-Einschränkungen, blinde und gehörlose 

Menschen nach einigen Kriterien suchen. Es gibt auch eine Kategorie für 

„Patient/innen mit eingeschränkten kognitiven Fähigkeiten“. Aber Einfache oder 

Leichte Sprache als Kriterium gibt es nicht.  

Dabei sagt die UNBRK: Es muss eine flächendeckende Gesundheits-Versorgung 

für alle geben. Alle Menschen müssen unabhängig von der Behinderung den 

gleichen Zugang zu medizinischer Versorgung haben. Auch zu Gynäkologie und 

damit zu sexueller und reproduktiver Gesundheit. Reproduktive Gesundheit 

umfasst alle Gesundheits-Maßnahmen, bei denen es darum geht, ein Kind zu 

bekommen oder nicht zu bekommen.   

Die Ärztin Daniela Dörfler, die barriere-freie Untersuchungen am AKH Wien 

anbietet, berichtet gegenüber andererseits: „Ich hab das sehr häufig, dass 

Menschen mit Behinderungen zum ersten Mal mit 40 plus zu mir kommen.“  

Sie sagt, das liegt vor allem an den vielen Barrieren in der Medizin. 

Auch andererseits-Journalistin Leonie Schüler wird dieses Jahr 34 Jahre alt und 

hatte noch nie eine gynäkologische Untersuchung. Obwohl sie sexuell aktiv ist 

und deshalb vor allem um ihre sexuelle Gesundheit besorgt ist. Leonie Schüler hat 

 

7 Anfrage Bundestag 2025 
8  Info KBV 

http://www.arztbarrierefrei.at/
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1121610
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/informationen-barrierefreiheit-arztpraxen-bald-abrufbar
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eine körperliche Behinderung, durch die sie Muskel-Spastiken hat. Ärzt*innen 

haben sich deshalb bisher nicht über die Untersuchung getraut, sagt sie.  

Daniela Dörfler sagt zu andererseits auch: “Wir haben kein Fachwissen zur 

Behinderung in der Medizin.” Wir haben bei großen Universitäten angefragt. 

Viele haben auf Teile im Lehrplan verwiesen, die Behinderung thematisieren. 

Aber andererseits-Gespräche mit Studierenden und Ärzt*innen haben ergeben: 

Viele sagen, dass sie sich wenig mit verschiedenen Behinderungen 

auseinandergesetzt haben und es oft an Wissen fehlt.  

2.3.2 Fehlender Schutz vor Gewalt  

Frauen mit Behinderung sind zwei- bis dreimal häufiger von sexualisierter 

Gewalt betroffen als Frauen ohne Behinderung.9 Besonders gefährdet sind 

Menschen in Wohn-Einrichtungen. Das zeigt etwa ein Fall aus dem Jahr 2026, in 

dem in Österreich ein Therapeut mindestens 3 Menschen mit Behinderungen 

sexuell missbraucht haben soll.10 

In Deutschland müssen Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen seit Juni 

2021 ein Konzept zum Schutz vor Gewalt haben.11 

In Österreich gibt es kein Gesetz für das ganze Land. Es ist in den einzelnen 

Bundes-Ländern unterschiedlich geregelt. Eine Prüfung von Wohn-Einrichtungen 

der Volksanwaltschaft hat 2024 ergeben: Nur 63 % der untersuchten 

Einrichtungen haben einen klar definierten Vorgang bei einem Gewalt-Vorfall. 37 

% haben das nicht.12andererseits gegenüber wurde in Hintergrund-Gesprächen 

mit Personen aus Einrichtungen erwähnt, dass sie sich bei Gewalt-Vorfällen 

alleine gelassen fühlen.  

 

9  Mayrhofer et al. (2019): Erfahrungen und Prävention von Gewalt an Menschen mit Behinderungen 
S.158 für alle Gewaltformen bzw. Schröttle et al (2012): Lebensituationen und Belastungen von 
Frauen mit Behinderungen S. 24 für Frauen mit Behinderungen und sexualisierte Gewalt 
10 Der Standard: Sexueller Missbrauch an betreuten Personen aus Wiener Einrichtungen 
11 https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/37a.html 
12 Prüfschwerpunkt Volks-Anwaltschaft Sexuelle Selbst-Bestimmung 

https://drive.google.com/file/d/1Vy9XPvyOz0RFFX2BsUk1Hzyfmn-WvN6l/view
https://drive.google.com/file/d/1Vy9XPvyOz0RFFX2BsUk1Hzyfmn-WvN6l/view
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/94204/3bf4ebb02f108a31d5906d75dd9af8cf/lebenssituation-und-belastungen-von-frauen-mit-behinderungen-kurzfassung-data.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/94204/3bf4ebb02f108a31d5906d75dd9af8cf/lebenssituation-und-belastungen-von-frauen-mit-behinderungen-kurzfassung-data.pdf
https://www.derstandard.at/story/3000000312040/sexueller-missbrauch-an-betreuten-personen-aus-wiener-einrichtungen
https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/37a.html
https://drive.google.com/drive/folders/1pAdlt5Dp7PvJ3LbgpY_2udSal2kEj_XR
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Außerdem sind sexual-pädagogische Maßnahmen zwar manchmal Teil der 

Gewalt-Schutz-Konzepte, aber eigene sexual-pädagogische Konzepte sind in 

Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen weder in Deutschland noch in 

Österreich verpflichtend. Dass über Sexualität und Sex offen gesprochen wird, 

wäre aber wichtig. Das hilft dabei, dass es erst gar nicht zu Gewalt kommt 

(Gewalt-Prävention). Die Volksanwaltschaft in Österreich fordert ein 

verpflichtendes sexualpädagogisches Konzept für alle Einrichtungen für 

Menschen mit Behinderungen.13 

Julia Zinsmeister sagt zu andererseits: Verhütung wird oft als Argument für 

Schutz vor Schwangerschaft verwendet, sie ist aber oft überhaupt kein Schutz, 

sondern kann Gewalt sogar wahrscheinlicher machen:  

„Das eine ist, dass von Mitarbeitenden aus Einrichtungen oder auch rechtlichen 

Betreuern immer wieder auch als Argument für Verhütung und Sterilisation 

gebracht wird – selbst dort, wo die Frauen zum Beispiel gar keine sexuelle 

Beziehung haben – dass sie aber, weil sie behinderte Frauen sind, besonders 

häufig auch sexuelle Gewalt erfahren. Und dass deswegen es doch wichtig wäre, 

sie zu schützen.  

Die Verhütung ist in dem Fall aber tatsächlich überhaupt kein Schutz. Sondern 

kann eher auch zur Gefahr werden. 

Viele dieser Personen wissen unter Umständen, dass die Frau dann verhütet oder 

sterilisiert ist. Und damit können sie sich als Täter auch in einer größeren 

Sicherheit wiegen.  

Wir hatten immer wieder Einzel-Fälle von Frauen, die sich zum Beispiel nicht 

verbal mitteilten, sondern mit Gesten und Mimik lediglich mitteilen konnten. Bei 

denen erst, weil sie schwanger wurden, überhaupt deutlich wurde, dass sie Opfer 

von sexuellem Missbrauch waren.” 

 

13  Prüfschwerpunkt Volks-Anwaltschaft Sexuelle Selbst-Bestimmung S. 4 

https://drive.google.com/drive/folders/1pAdlt5Dp7PvJ3LbgpY_2udSal2kEj_XR
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2.3.3 fehlende Aufklärung 

Viele Menschen mit Behinderungen sind über Sexualität insgesamt nicht 

ausreichend aufgeklärt.  

Die Befragung von Menschen mit Behinderungen in Einrichtungen aus dem Jahr 

2019 in Österreich ergab: Jede 3. Person in den untersuchten Einrichtungen hat 

keine Aufklärung erhalten. Und mehr als 60 Prozent haben in ihrem Leben noch 

keine sexuellen Erfahrungen gemacht.14 

2.4 Zu wenig Angebot fu r selbst-bestimmte Eltern-Schaft 
Es fehlt an Angeboten für Menschen mit Behinderungen, die selbst-bestimmte 

Eltern-Schaft ermöglichen – zum Beispiel gibt es nicht genügend Plätze in Wohn-

Einrichtungen, in denen Eltern mit Behinderungen mit Kindern leben können und 

unterstützt werden. Oder es passiert zu selten, dass Menschen Informationen zu 

Eltern-Assistenz oder Begleiteter Eltern-Schaft bekommen.  

andererseits hat für die Recherche Eva Sindram getroffen. Sie ist Sexualpädagogin 

bei der Organisation profamilia und macht ergebnis-offene Beratungen zum 

Thema Sexualität und Kinder-Wunsch. Sie sagt: Menschen mit Behinderungen 

müssen den Entscheidungs-Prozess selbst machen, damit sie nachhaltig eine 

Entscheidung treffen und damit gut leben können.  

2.5. Es gibt zu wenig Zahlen und Daten  
In Deutschland und Österreich gibt es ein grundlegendes Problem: Es fehlen 

verlässliche Zahlen über die Gesundheit von Menschen mit Behinderungen – vor 

allem zu Sterilisation und Verhütung.  

Dieser Mangel an Informationen ist eine große Barriere. Denn man kann nur 

verändern, was man auch sieht. Wenn der Staat also keine und zu ungenaue 

Daten sammelt, kann er auch keine passenden Lösungen anbieten. Und ohne 

Zahlen, bleibt Diskriminierung und Gewalt oft verborgen.  

 

14 Mayrhofer et al. (2019): Erfahrungen und Prävention von Gewalt an Menschen mit Behinderungen 
S. 21 

https://drive.google.com/file/d/1Vy9XPvyOz0RFFX2BsUk1Hzyfmn-WvN6l/view
https://drive.google.com/file/d/1Vy9XPvyOz0RFFX2BsUk1Hzyfmn-WvN6l/view


 

22 

Auch in den UN-Staaten-Prüfungen wird das Fehlen von Daten in vielen 

Bereichen kritisiert.  

Das sieht man auch am Beispiel der Drei-Monats-Spritze:  

Es gibt eine Studie aus 2012. Darauf beziehen sich viele Stellen und Personen, mit 

denen andererseits gesprochen hat. Darin steht: 43 % der Frauen in 

Einrichtungen in Deutschland bekommen die Drei-Monats-Spritze. Gleichzeitig 

haben in der Allgemein-Bevölkerung in Deutschland nur 1 % mit der Spritze 

verhütet. 

Es war andererseits nicht möglich herauszufinden, ob das heutzutage immer 

noch so ist. Im Zuge der Recherche wurden viele Stellen (Ministerien, 

Gesundheits-Organisationen, Forschungs-Stellen und ähnliches) angefragt, ob 

ihnen bekannt ist, dass Menschen mit Behinderungen die Drei-Monats-Spritze 

häufiger bekommen und ob sie dazu genauere Zahlen haben.  

Viele Stellen in Österreich und Deutschland haben geantwortet: Das können sie 

nicht bestätigen, das ist ihnen nicht bekannt, die Zahlen werden nicht so genau 

erhoben. Die Daten zu Menschen mit Behinderungen werden also auch in diesem 

Fall nicht so genau erhoben. Und das ist ein Problem. 

Dass die Drei-Monats-Spritze nach wie vor bei Frauen mit Behinderungen 

eingesetzt  wird, zeigen Gespräche, die andererseits mit Betroffenen, 

Betreuer*innen und Angehörigen geführt hat.  

Und auch eine Befragung aus dem Jahr 2020 zeigt, dass die Drei-Monats-Spritze 

nach der Pille in Einrichtungen am häufigsten verwendet wird. Hierbei wurde 

jedoch Betreuungs-Personal und nicht Betroffene befragt. 58 % der 

Betreuungskräfte sagten, dass von ihnen betreute Frauen die Drei-Monats-

Spritze bekommen. Im Vergleich: 68 % sagten, sie betreuen Frauen, die die Pille 

bekommen und 11 % die Kupfer-Spirale.15 

 

15 Habermann Horstmeier (2020) 

https://www.researchgate.net/publication/342602050_Habermann-Horstmeier_-_Schwangerschaftsverhutung_bei_Menschen_mit_geistiger_Behinderung_Die_Sicht_der_Betreuungskrafte_Pregnancy_Prevention_in_people_with_intellectual_disabilities_from_the_perspectiv
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3. Gesetze und rechtliche Lage 
Die UN-Behinderten-Rechts-Konvention sagt: Menschen mit Behinderungen – 

unabhängig von Art oder Schwere der Beeinträchtigung – haben das Recht auf 

Familien-Gründung und Elternschaft.  

Das bedeutet: Die UN-BRK verpflichtet Deutschland und Österreich zu aktiver 

Förderung reproduktiver Rechte und Schutz vor Diskriminierung – auch in Bezug 

auf Elternschaft.  

Zwangs-Sterilisation ist in Deutschland und Österreich auch durch die Istanbul-

Konvention verboten. Die Istanbul-Konvention ist ein völkerrechtlicher Vertrag 

des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt. Sie wurde am 11. Mai 2011 von zunächst 13 Staaten – 

darunter auch Deutschland und Österreich – in Istanbul unterzeichnet. Heute ist 

die Konvention von 39 Staaten ratifiziert und von 45 unterzeichnet.16 

Generell dürfen in Österreich Menschen laut Gesetz ab dem 25. Lebensjahr 

sterilisiert werden.17 In Deutschland dürfen Menschen ab dem vollendeten 18. 

Lebensjahr sterilisiert werden. 18Die Sterilisation von Menschen, die nicht selbst 

einwilligen können, ist in beiden Ländern unterschiedlich geregelt.  

3.1. Rechtliche Lage in Deutschland  
In Deutschland ist die Sterilisation von Menschen mit rechtlichen Betreuer*innen 

im Betreuungsrecht im Bürgerlichen Gesetz-Buch, kurz BGB,  geregelt. 2023 

wurde das Gesetz zuletzt strenger gemacht.  

§ 1830 

Sterilisation 

1. Die Einwilligung eines Sterilisationsbetreuers in eine Sterilisation des 

Betreuten, in die dieser nicht selbst einwilligen kann, ist nur zula ssig, wenn 

 

16 Istanbul Konvetion, 2011 
17  BGBI 60/1974: § 90 
18  BGB § 1631c  

https://www.coe.int/en/web/conventions/full-list?module=signatures-by-treaty&treatynum=210
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1974_60_0/1974_60_0.pdf
https://dejure.org/gesetze/BGB/1631c.html
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1. die Sterilisation dem natu rlichen Willen des Betreuten entspricht, 

2. der Betreute auf Dauer einwilligungsunfa hig bleiben wird, 

3. anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation zu einer 

Schwangerschaft kommen wu rde, 

4. infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr fu r das Leben oder die 

Gefahr einer schwerwiegenden Beeintra chtigung des ko rperlichen 

oder seelischen Gesundheitszustands der Schwangeren zu erwarten 

wa re, die nicht auf zumutbare Weise abgewendet werden ko nnte, 

und 

5. die Schwangerschaft nicht durch andere zumutbare Mittel 

verhindert werden kann. 

2. Die Einwilligung bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. Die 

Sterilisation darf erst zwei Wochen nach Wirksamkeit der Genehmigung 

durchgefu hrt werden. Bei der Sterilisation ist stets der Methode der Vorzug 

zu geben, die eine Refertilisierung zula sst. 

Dieses Gesetz sagt: Eigentlich kann nur die betroffene Person selbst entscheiden. 

Damit eine andere Person darüber entscheiden kann, muss daher neben weiteren 

Voraussetzungen immer eine Einwilligungs-Unfähigkeit vorliegen. Und die 

Einwilligungs-Unfähigkeit muss auf Dauer gegeben sein.  

Ein Betreuungs-Gericht muss dann eine Person bestellen, die ausschließlich zur 

Entscheidung über die Sterilisation des Betroffenen bestellt wird.  Diese Personen 

heißen Sterilisations-Betreuer*innen. Die Sterilisations-Betreuer*in hat bei der 

Entscheidung die besonders strengen Voraussetzungen zu beachten. Erst dann 

darf sie stellvertretend ihre Einwilligung zu der Sterilisation geben. Diese 

Einwilligung muss dann noch von einem Gericht genehmigt werden. 

Diese Dinge müssen vorliegen:  Eine Sterilisation bei einer einwilligungs-

unfähigen Person darf nur dann von einem Gericht genehmigt werden, wenn klar 

ist, dass alle andere Methoden der Empfängnisverhütung nicht möglich sind. Und 

es muss anzunehmen sein, dass es ohne den Eingriff zu einer Schwangerschaft 

der betreuten Person kommen würde und diese Schwangerschaft oder die Folgen 

eine schwere körperliche oder seelische Gefährdung der betreuten Person 

erwarten lassen.  
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2023 gab es noch eine Änderung: Die Sterilisation darf nur mehr in 

Übereinstimmung mit dem natürlichen Willen der betreuten Person erfolgen. Das 

bedeutet, dass die Person nicht genau verstehen muss, worum es geht, aber auf 

jeden Fall Ja zum Eingriff sagen muss. Bis 2022 reichte es nach dem damaligen § 

1905 BGB aus, dass der natürliche Wille nicht entgegenstand. 

3.2. Rechtliche Lage in Ö sterreich  
Eine Sterilisation von entscheidungsunfähigen Personen ist grundsätzlich 

verboten. Nur wenn eine Schwangerschaft „wegen eines dauerhaften 

körperlichen Leidens eine Gefährdung des Lebens“ mit sich bringen würde und 

diese Gefahr nicht durch andere Mittel (Verhütung) sicher abgewendet werden 

kann, darf ausnahmsweise eine Erwachsenen-Vertretung für die betreute Person 

zustimmen. Die Zustimmung zur Sterilisation muss dann allerdings noch von 

einem Gericht genehmigt werden. Psychische Erkrankungen oder die Unfähigkeit, 

ein Kind selbst zu betreuen, reichen nicht als Gründe. Das Pflegschaftsgericht 

muss ein besonderes Verfahren durchführen (§ 131 AußStrG) und einen 

„besonderen“ Erwachsenen-Vertreter bestellen, der die Interessen der 

betroffenen Person vertritt. Ohne diese gerichtliche Zustimmung ist eine 

Sterilisation unzulässig und strafbar.19 

Der Paragraph, der Sterilisation regelt, trägt die Nummer 255 und lautet: 

1. Ein Vorsorgebevollma chtigter oder Erwachsenenvertreter darf einer 

medizinischen Maßnahme, die eine dauernde Fortpflanzungsunfa higkeit der 

vertretenen nicht entscheidungsfa higen Person zum Ziel hat, nicht zustimmen, 

es sei denn, dass sonst wegen eines dauerhaften ko rperlichen Leidens eine 

Gefa hrdung des Lebens oder die Gefahr einer schweren Scha digung der 

Gesundheit oder starker Schmerzen besteht. 

2. Die Zustimmung des Vorsorgebevollma chtigten oder Erwachsenenvertreters 

bedarf der gerichtlichen Genehmigung. 

 

19 § 131 BG und § 255 ABGB 

http://ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20003047&Paragraf=131
https://www.jusline.at/gesetz/abgb/paragraf/255
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3.3. Basis fu rs Gesetz: Einwilligungs-Fa higkeit 
Vor einer Operation müssen Ärzt*innen feststellen, ob eine Person so eine 

Entscheidung selbst treffen kann. Das Wort dafür heißt „Einwilligungsfähigkeit". 

Das bedeutet: Kann die Person verstehen, worum es bei dieser Operation 

geht?  Versteht sie ganz sicher, was mit ihr passieren wird? 

Bei Personen mit rechtlicher Betreuung/gesetzlicher Vertretung sollten 

Ärzt*innen immer ganz genau hinschauen. Der Arzt Johannes Ott sagt dazu:  

„Normalerweise bestimmt die behandelnde Ärztin, der behandelnde Arzt, ob eine 

Person einwilligungs-fähig ist oder nicht und quasi die Fähigkeit dazu besitzt, 

eine richtige Entscheidung für sich selber im Hinblick auf jegliche medizinische 

Maßnahmen zu treffen.” 

Also: Eine Person mit rechtlicher Betreuung oder Erwachsenen-Vertretung kann 

sich trotzdem alleine für eine Sterilisation entscheiden, wenn sie selbst in den 

Eingriff einwilligen kann und in diesem Sinne vom behandelnden Arzt als 

einwilligungs-fähig eingestuft wird.  

Einwilligungs-fähig bedeutet: Die Person hat alle Informationen zu einem 

Eingriff, um eine gute Entscheidung zu treffen. Dabei ist vor allem der 

Entscheidungs-Prozess wichtig, sagt die Juristin und Forscherin Julia Zinsmeister 

zu andererseits: 

“Es gibt bestimmt immer das Risiko, dass gerade Menschen mit 

Lernschwierigkeiten, gerade Frauen mit Lernschwierigkeiten auch immer wieder 

vor allem die negativen Dinge einer Schwangerschaft und der Familiengründung 

geschildert werden, um sie einseitig in eine Richtung hin zu bewegen und eher 

dazu zu bringen, für sich zu beschließen, ich will keine Kinder. Und das nennen 

wir Manipulation. (...) Also so eben ist sie neutral informiert worden, weiß sie 

alles, was wichtig ist für diese Entscheidung.” 

Und nur wenn das der Fall ist, dann eben ist diese Einwilligung auch wirklich 

wirksam. 
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Eine Person, über die gesagt wird, sie könne nicht selbst entscheiden, gilt als 

einwilligungs-unfähig. In Österreich und in Deutschland ist die Sterilisation von 

einwilligungs-unfähigen Menschen nur unter sehr strengen Voraussetzungen 

erlaubt. Das Ok für eine Sterilisation einer Person, die nicht selbst einwilligen 

kann, kann immer nur ein Gericht geben. Und es werden Personen dazugeholt, 

die schauen, dass die Entscheidung im Interesse der Betroffenen passiert. In 

Deutschland nennt man diese Personen „Sterilisations-Betreuer*innen“. In 

Österreich kommen sie zum Beispiel von unabhängigen Stellen wie dem 

Vertretungsnetz.  
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4. Empfehlungen  
Aus unserer Recherche ergeben sich einige Empfehlungen. 

Sie richten sich an Betroffene, Angehörige und Fachkräfte. 

Die Empfehlungen sollen helfen, dass die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen eingehalten werden. 

Allgemeine Empfehlungen 
Die Regeln der UN-Behindertenrechtskonvention (UNBRK) müssen eingehalten 

werden. 

Dafür braucht es: 

• Mehr Unterstu tzung fu r Eltern mit Behinderungen. Zum Beispiel Eltern-

Assistenz, begleitete Elternschaft, Eltern-pla tze in Einrichtungen und 

Beratungsangebote. 

• Barrierefreier Zugang zur Justiz. Menschen mit Behinderungen mu ssen 

ihre Rechte kennen und nutzen ko nnen. 

• Barrierefreier Zugang zur Medizin. Alle Menschen sollen gute medizinische 

Versorgung bekommen. 

• Barrierefreie Aufkla rung u ber Sexualita t. Informationen mu ssen 

versta ndlich sein. Auch zuhause soll offen u ber Sexualita t gesprochen 

werden. 

• Schutz vor Gewalt fu r Menschen mit Behinderungen. 

• Mehr Daten und Informationen u ber die Lebenssituation von Menschen 

mit Behinderungen. 

• Mehr Inklusion und Teilhabe. 

• Menschen mit Behinderungen sollen selbstbestimmt leben ko nnen und Teil 

der Gesellschaft sein. 

  



 

29 

Empfehlungen fu r Menschen mit Lernschwierigkeiten 
Du darfst über deinen Körper und über Sex sprechen. 

Zum Beispiel mit: 

• Freund*innen 

• Betreuer*innen 

• Partner*innen 

Du hast auch das Recht, ein Kind zu bekommen. 

Wenn du darüber nachdenken möchtest, kannst du mit anderen darüber 

sprechen. 

Du kannst auch Beratung suchen. Es gibt Beratungsstellen für Menschen mit 

Behinderungen. 

Du hast das Recht „Nein“ zu sagen - auch zu deinen Eltern oder Ärzt*innen.  

Du hast das Recht auf verständliche Informationen. 

Wenn du etwas nicht verstehst, darfst du: 

• nachfragen 

• „Stopp“ sagen 

• um eine einfache Erkla rung bitten 

Es stimmt nicht, dass Menschen mit Behinderungen immer ihre Kinder 

weggenommen werden. 

Es gibt Unterstützung für Eltern mit Behinderungen, zum Beispiel: 

• Eltern-Assistenz 

• begleitete Elternschaft 

• Eltern-Pla tze in Wohn-Einrichtungen 
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Diese Angebote helfen Eltern dabei, sich gut um ihre Kinder zu kümmern. Es gibt 

sie zu wenig.  

Empfehlungen fu r Angeho rige 
Viele Angehörige von Menschen mit Behinderungen fühlen sich bei den Themen 

Sexualität, Verhütung und Kinder-bekommen unsicher oder allein. 

Das ist verständlich. Viele Angehörige machen die Erfahrung, dass sie mit vielen 

Themen, die mit Behinderung zu tun haben, alleine gelassen werden.  

Es hilft, so früh wie möglich über Sex und Elternschaft zu sprechen.  

Wichtig ist: Menschen mit Behinderungen dürfen selbst entscheiden, ob sie ein 

Kind haben möchten oder nicht. Aber natürlich sind Angehörige oft Teil dieser 

Entscheidung.  

Sterilisation ist oft nicht die einzige oder beste Möglichkeit der Verhütung. Es 

kann helfen, Ärzt*innen nach anderen Möglichkeiten zu fragen.  

Beratungen können helfen.  

Manche Menschen mit Behinderungen, die Beratung bekommen, entscheiden sich 

auch gegen ein Kind. 

Beratungen informieren auch über Unterstützungs-Angebote.  

Es gibt auch Unterstützungs-Angebote für Eltern mit Behinderungen. 

Zum Beispiel Eltern-Assistenz oder begleitete Elternschaft. 

Diese Angebote helfen dabei, Kinder großzuziehen. 

Es gibt im Moment noch zu wenige Plätze.  
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Empfehlungen fu r Fachkra fte 
Fachkräfte sollten: 

• offen u ber Sexualita t und Verhu tung sprechen 

• den Kinderwunsch von Menschen mit Behinderungen ernst nehmen 

• Beratungsangebote vermitteln 

• Angeho rige einbeziehen 

Angehörige sind oft eine wichtige Unterstützung. 

Darum sollten sie in Entscheidungen einbezogen werden. 

Empfehlungen fu r Personen in der Medizin 
Ärzt*innen und medizinisches Personal sollten: 

• direkt mit der Patientin oder dem Patienten sprechen, nicht nur mit 

Begleitpersonen 

• einfache und versta ndliche Sprache verwenden 

• u ber barrierefreie Untersuchungen informieren 

• mehr Wissen u ber Behinderungen lernen und Fortbildungen besuchen 

• die Einwilligung der Patient*innen genau pru fen 

• sich u ber die rechtliche Situation informieren 

Patient*innen sollen wissen: Sie dürfen immer nachfragen, wenn sie etwas nicht 

verstehen. 


